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20. Sitzung 
 
24.08.2018 
 
Magdeburg, Landtagsgebäude, Domplatz 6-9 
 
 
 
1. 

 
Entwurf des Zweiundzwanzigsten Staatsvertrages zur Änderung rund-
funkrechtlicher Staatsverträge (Zweiundzwanzigster Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag) einschließlich Begründung für den Abschluss des 
Staatsvertrages 
 
LIV-Vorlage Landesregierung - ADrs. 7/EUR/15 
 
 

 
Der Ausschuss nahm die Berichterstattung der Landesregierung entgegen und führte 
eine Beratung durch. Er kam einstimmig überein, keine Stellungnahme gegenüber 
der Landesregierung abzugeben. 
 
 
2. 

 
Bericht der Informations-und Kontaktstelle Brüssel 
 
 

 
Der Ausschuss nahm den Bericht der Informations- und Kontaktstelle zur Kenntnis 
und führte eine Beratung durch. 
 
Bezüglich der möglichen Auswirkungen (Dachverordnung) auf Sachsen-Anhalt wird 
die Landesregierung eine Stellungnahme nachliefern. 
 
 
3. 

 
Verschiedenes 
 
 

 
3.1 Termine 
 
Die nächste Sitzung des Ausschusses findet am 19. Oktober statt. Auf den Septem-
bertermin wird verzichtet. Für Oktober soll der Beschluss zur Kohäsionspolitik sowie 
der Bericht von Dr. Schneider aus dem AdR vorgesehen werden. 
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3.2 Niederschriften 
 
Der Ausschuss billigte folgende Niederschriften: 
 
17. Sitzung vom 13. April 2018 
18. Sitzung vom 18. Mai 2018 und 
19. Sitzung vom 15. Juni 2018. 
 
 
3.3. Termine 2019 
 
Die Termine für 2019 wurden entsprechend der vorher verteilten Übersicht bestätigt. 
 
 
3.4 geplante auswärtige Sitzung in Straßburg 
 
Bezüglich der geplanten auswärtigen Sitzung findet gerade noch eine Abstimmung 
mit dem Haushaltsreferat statt. Es wurde sich verständigt, dass sich die Obleute 
hierzu am Rande der Landtagssitzung noch einmal verständigen. 
 
3.5 LIV-Vorlage 
 
Mit Schreiben vom 21. August 2018 hat die Staatskanzlei / Ministerium für Kultur den 
Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung über die Digitalisierung des Filmerbes über-
sandt.  
 
Der Ausschuss kam einstimmig überein, keine Stellungnahme gegenüber der Lan-
desregierung abzugeben. 
 
 
 
 
 
Achim Grünwald 
Ausschussdienst 


